
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Uwe Schulz, Joana Cotar,
Dr. Michael Espendiller und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/19330 –

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie und deren Bewertung durch die 
Bundesregierung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Corona-Pandemie und deren Auswirkungen betreffen sämtliche Lebens- 
und Wirtschaftsbereiche in Deutschland. Durch den „Shutdown“ der deut-
schen Wirtschaft ist eine Inflation aufgrund beispielloser Notfall- und Ret-
tungspakete grundsätzlich nicht auszuschließen (https://www.handelsblat
t.com/politik/konjunktur/nachrichten/corona-pandemie-kommt-mit-den-riese
n-rettungspaketen-die-inflation/25682424.html?ticket=ST-2547393-HzkhxAn
LidcNVeIdD9nO-ap5).

 1. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die aktuelle wirt-
schaftliche Lage in Deutschland und der Europäischen Union und über 
die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die deutsche und europä-
ische Wirtschaft im Besonderen vor, und welche Schlussfolgerungen für 
ihr Handeln zieht die Bundesregierung daraus?

Es gibt eine Vielzahl von Indikatoren und anderen Informationen über die wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie in Deutschland und der EU. 
Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklungen sorgfältig und legt regel-
mäßig ihre Einschätzung der konjunkturellen Lage in Deutschland dar. Am 
29. April 2020 wurde die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vorgestellt, 
in der die Einschätzung der aktuellen Lage und des weiteren Ausblicks der 
deutschen Wirtschaft bis Ende 2021 dargelegt wurde (https://www.bmwi.de/Re
daktion/DE/Videos/2020/20200429-fruehjahrsprojektion.html). Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie veröffentlicht monatlich eine Presse-
mitteilung zur wirtschaftlichen Lage in Deutschland (https://www.bmwi.de/Re
daktion/DE/Pressemitteilungen/Wirtschaftliche-Lage/2020/20200515-die-wirts
chaftliche-lage-in-deutschland-im-mai-2020.html). Des Weiteren legt das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie seit geraumer Zeit dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestags wöchentlich ei-
nen schriftlichen Bericht über „Aktuelle wirtschaftliche Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie und der Hilfsprogramme der Bundesregierung“ vor. 
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Über die wirtschaftliche Lage in der EU und den weiteren Ausblick informiert 
die Europäische Kommission, zuletzt in ihrer Frühjahrsprojektion vom 6. Mai 
2020 (https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_799).
Die Bundesregierung hat eine Reihe von Maßnahmen zur Abfederung und Be-
wältigung der Folgen der Corona-Pandemie für die deutsche Wirtschaft ergrif-
fen. Im Zuge der fortschreitenden Lockerung der Einschränkungen der Wirt-
schaftsaktivität wird geprüft, wie der Neustart mit zielgerichteten konjunktur-
belebenden Maßnahmen flankiert und das Wachstum der Wirtschaft nachhaltig 
stabilisiert werden kann. Voraussichtlich Anfang Juni wird die Bundesregie-
rung hierzu abgestimmte Vorschläge vorlegen.
Auch auf europäische Ebene hat die Bundesregierung zusammen mit den euro-
päischen Partnern zahlreiche Maßnahmen beschlossen, welche die negativen 
Auswirkungen auf die Wirtschaft, Beschäftigung und soziale Lebensbedingun-
gen abmildern und zugleich die Voraussetzungen für einen nachhaltigen Auf-
schwung nach Überwindung der Pandemie schaffen.

 2. Unter welchen Voraussetzungen und Auflagen hielt die Bundesregierung 
eine Öffnung von Läden (über 800 Quadratmeter) und Restaurants für 
möglich, und aus welchem konkreten Grund einigten sich Bund und Län-
der auf genau 800 Quadratmeter für eine Wiedereröffnung von Läden, 
und welche Erkenntnisse lagen der Bundesregierung bei der Entschei-
dung zugrunde, die Sicherheit von z. B. 50 Menschen auf 800 Quadrat-
metern statt auf einer größeren Ladenfläche (z. B. 3000 Quadratmeter) 
gewährleisten zu können (https://www.tagesschau.de/inland/corona-lock
erungen-faq-101.html)?

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder hatten am 15. April 2020 gemeinsam beschlossen, das öffentliche Le-
ben schrittweise wieder hochzufahren. Unter anderem wurde festgelegt, dass 
Einzelhandelsgeschäfte bis zu einer Verkaufsfläche von 800 Quadratmetern 
wieder öffnen durften.
Zuständig für den Seuchenschutz und mithin für die Umsetzung der Beschlüsse 
sind die Länder. Die Zuständigkeit der Bundesländer für den Erlass von Be-
schränkungen zur Bekämpfung ansteckender Krankheiten ergibt sich aus dem 
Infektionsschutzgesetz. Die Länder werden hiernach ermächtigt, Verordnungen 
zum Schutz vor ansteckenden Krankheiten zu erlassen (§ 32 i. V. m. §§ 28-31 
IfSG). Dies haben sie auch getan.
Infektionsschutz und Hygienemaßnahmen standen überall und insbesondere 
dort, wo Kontakte notwendig sind, im Mittelpunkt. Unter diesem Gesichts-
punkt wurde vereinbart, Geschäfte mit einer Verkaufsfläche von bis zu 
800 Quadratmeter wieder zu eröffnen. Hintergrund der Beschränkung auf eine 
bestimmte Verkaufsfläche war der Wunsch nach Vermeidung von größeren 
Menschenansammlungen.
Am 6. Mai 2020 haben die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder beschlossen, den Einzelhandel vollständig ohne 
Beschränkung der Verkaufsfläche wieder zu öffnen. Es gelten allerdings 
Abstands- und Hygieneregeln.
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 3. Sieht die Bundesregierung, besonders in der Corona-Krise, den Födera-
lismus als Hemmschuh im Zusammenhang mit einem einheitlichen und 
koordinierten Vorgehen zur Bekämpfung von Pandemien, und wenn ja, 
welche Hindernisse für ein konzertiertes bzw. einheitliches Vorgehen 
aufgrund der föderalen Strukturen ergeben sich nach Ansicht der 
Bundesregierung daraus, und wenn ja, schlägt die Bundesregierung hier 
in diesem spezifischen Krisenfalle Änderungen in der Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern vor?

Wenn ja, welche Maßnahmen wird die Bundesregierung diesbezüglich 
vorschlagen?

Die Bundesregierung sieht im Föderalismus, neben anderen Faktoren, einen Er-
folgsfaktor für das nationale Krisenmanagement in Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Erkrankung COVID-19 und fühlt sich durch die Entwicklung des 
bisherigen Infektionsgeschehens auch im Ergebnis ihres Handelns bestätigt. 
Gerade die Einbindung der Länder in das nationale Krisenmanagement fördert 
das gegenseitige Verständnis für den geeigneten und auch notwendigen Be-
kämpfungsansatz in einer Pandemie. Gleichzeitig bietet der Föderalismus die 
Chance für erfolgreiches, wirksames und vernetztes Handeln vor allem hin-
sichtlich der Berücksichtigung regionaler und ggf. lokaler Besonderheiten für 
die Bekämpfungsstrategie.
Die Bundesregierung wird in einem „Lessons-learned-Prozess“ nach Abschluss 
der aktuellen Lage eine sorgfältige Auswertung vornehmen. Im Zuge dessen 
wird auch geklärt werden, ob und wenn ja, inwieweit etwaiger Änderungsbe-
darf in den Strukturen und Zuständigkeiten sowie der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern besteht.

 4. Kann die Bundesregierung darüber Auskunft erteilen, welche Einzel-
maßnahmen während der Corona-Krise durch die Bundesländer ergrif-
fen, gesetzt und eingeleitet wurden, und wenn ja, hätte nach Auffassung 
der Bundesregierung ein einheitliches Setzen von Bundesmaßnahmen 
besser, schneller und effektiver in der Krise gegriffen (bitte die Einzel-
maßnahmen nach Bundesland auflisten)?

Auf die beigefügte Auflistung zu den Einzelmaßnahmen der Länder wird ver-
wiesen (Anlage). Unter intensiver Verfolgung der COVID-19-Fallzahlen und 
der aktuellen Infektionsentwicklung prüfen die Länder fortlaufend, ob beste-
hende einschränkende Maßnahmen gelockert bzw. aufgehoben werden können 
oder wieder verschärft werden müssen. Die Festlegung der jeweiligen Maßnah-
men liegt aufgrund der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung grundsätz-
lich in der Zuständigkeit der Länder, die das Infektionsschutzgesetz als eigene 
Angelegenheit vollziehen (Artikel 83 des Grundgesetzes). An dieser Kompe-
tenzverteilung haben auch das Erste und das Zweite Gesetz zum Schutz der Be-
völkerung bei einer epidemiologischen Lage von nationaler Tragweite nichts 
geändert. Die Länder sind freilich nicht daran gehindert, sich auf ein einheitli-
ches Vorgehen zu verständigen. Vor dem Hintergrund der getroffenen länder-
spezifischen Maßnahmen wäre eine Aussage dazu, ob eine Festsetzung bundes-
einheitlicher Maßnahmen effizienter gewesen wäre, rein spekulativer Natur.
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 5. Welche Schlussfolgerungen für ihr zukünftiges Handeln, insbesondere in 
Krisenzeiten, zieht die Bundesregierung aus dem Umstand, dass in ande-
ren EU-Ländern (z. B. Österreich) nach Auffassung der Fragesteller 
schneller und koordinierter durch die jeweilige (Bundes-)Regierung 
(Bundeskompetenzen) gehandelt werden konnte, und sieht diesbezüglich 
die Bundesregierung einen verfassungsgesetzlichen Handlungsbedarf 
(Föderalismus neu denken für Krisenzeiten) (https://www.merkur.de/poli
tik/coronavirus-deutschland-altmaier-merkel-sommerferien-kontaktverbo
t-massnahmen-soforthilfe-lockerungen-zr-13641834.html)?

Eine wertende Aussage in Bezug auf einzelne Länder oder Regionen hinsicht-
lich des Erfolgs der jeweiligen COVID-19-Strategien wird der Komplexität und 
den unterschiedlichen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Voraussetzun-
gen einer Pandemiebekämpfung nicht gerecht. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort auf Frage 3 verwiesen.

 6. Unter welchen Bedingungen hält die Bundesregierung ihrer Einschät-
zung nach weitere Lockerungen für möglich, und wann kann mit einem 
Wiederhochfahren der gesamten deutschen Wirtschaft gerechnet werden?

Die Voraussetzungen für weitere Lockerungsschritte wurden Rahmen der Bera-
tungen der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder am 6. Mai 
festgelegt. Zentrale Bedingung hierfür ist demnach eine Begrenzung der 
COVID-19-Neuinfektionen, gemessen an der Entwicklung der lokalen Fallzah-
len (weniger als 50 Neuinfizierte je 100.000 Einwohner über einen 7-Tages-
Zeitraum auf Kreisebene). Unter dieser Vorgabe erfolgen weitere Öffnungs-
schritte in Verantwortung der jeweiligen Bundesländer. Die Öffnung weiterer 
Wirtschaftsbereiche ist dabei vor allem von der Wirksamkeit der getroffenen 
Maßnahmen und der daraus folgenden Zahl der Neuinfektionen abhängig.

 7. Welche Entschädigungsmöglichkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
gibt es für Unternehmen, Selbstständige und insbesondere Soloselbst-
ständige oder Gewerbetreibende, die aufgrund von Verordnungen der 
Bundesregierung ihren Geschäftsbetrieb schließen mussten?

Nach § 56 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) erhalten Erwerbstätige 
auf Antrag eine Entschädigung, wenn sie einen Verdienstausfall aufgrund einer 
behördlich gegen sie angeordneten Absonderung oder eines gegen sie angeord-
neten Tätigkeitsverbotes erlitten haben. Insbesondere bei angeordneten Schließ-
ungen von Geschäften, Betrieben wie Freizeiteinrichtungen, Sportstudios, Fri-
seuren oder der Untersagung von Veranstaltungen nach § 28 IfSG scheidet aber 
eine Entschädigung aus, wenn diese Maßnahmen ohne Berücksichtigung eines 
konkreten Ansteckungsverdachtes vorgesehen wurden.
Unabhängig von den Entschädigungsansprüchen nach § 56 IfSG hat die 
Bundesregierung als Reaktion im Kampf gegen die Corona-Krise und die damit 
verbundenen wirtschaftlichen Folgen zahlreiche Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht, um Arbeitsplätze und Unternehmen zu stützen. Weitere Informationen 
zu wirtschaftlichen Auswirkungen und Corona-Soforthilfen stellt das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie bereit unter: https://www.bmwi.de/Red
aktion/DE/Coronavirus/coronahilfe.html
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a) Wurden für Entschädigungen genügend Mittel durch den Bundesmi-
nister der Finanzen Olaf Scholz eingeplant, und wenn ja, in welcher 
Höhe bewegen sich die diesbezüglich eingeplanten Bundesmittel?

Im Rahmen einer Protokollerklärung in der 988. Sitzung des Bundesrates am 
27. März 2020 hat die Bundesregierung ihre Bereitschaft erklärt, die den Län-
dern im Jahr 2020 durch die Änderung des § 56 des Infektionsschutzgesetzes 
zusätzlich entstandenen Haushaltsbelastungen (ohne Erfüllungsaufwand) zur 
Hälfte zu übernehmen. Den geeigneten Transferweg wird die Bundesregierung 
zu gegebener Zeit beraten und bei Etatreife erforderlichenfalls im Bundeshaus-
halt berücksichtigen.

b) Sieht die Bundesregierung diese Entschädigungen nach Infektions-
schutzgesetz als ausreichend an?

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.

 8. Wie ist der Sachstand bei der Umsetzung des Bürgschaftsprogramms, bei 
dem die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 100 Prozent der Haftung 
übernimmt (https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/Kf
W-Corona-Hilfe-Unternehmen.html)?

Der KfW-Schnellkredit, bei dem die KfW 100 % des Bankenrisikos über-
nimmt, ist seit dem 15. April 2020 verfügbar.

 9. Wie viele Anträge auf Liquiditätshilfen für kleine und mittlere Unterneh-
men (KMUs) wurden bei der KfW im Rahmen der Corona-Krise gestellt 
und bewilligt (siehe Frage 8)?

Zum 25. Mai wurden im KfW-Sonderprogramm 2020 von KMUs 48.372 Kre-
ditanträge mit einem Antragsvolumen von 13,4 Mrd. Euro gestellt. Zugesagt 
wurden bis zum 25. Mai 2020 46.528 Kreditanträge von KMUs mit einem Vo-
lumen von 12,578 Mrd. Euro.

10. Wie beziffert die Bundesregierung die monetären Auswirkungen der mo-
mentanen wirtschaftlichen Situation auf die Unternehmen mit Bundesbe-
teiligung (bitte die zehn größten auflisten)?

Bei den nach Umsatzerlösen 10 größten Mehrheitsbeteiligungen des Bundes 
handelt es sich um die folgenden Unternehmen (Aufzählung nach Umsatzerlö-
sen von groß nach klein)* :

• Deutsche Bahn AG,
• DFS Deutsche Flugsicherung GmbH,
• Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH,
• Bundesdruckerei GmbH,
• Toll Collect GmbH,
• BWI GmbH,
• BwFuhrparkService GmbH,
• Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH,

* Angaben zum Stichtag 31.12.2018 aus dem Beteiligungsbericht des Bundes 2019
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• EWN Entsorgungswerk für Nuklearanlagen GmbH und
• Wismut GmbH.

Eine Abfrage bei den für diese Unternehmen beteiligungsführenden Ressorts 
hat zu folgenden Ergebnissen geführt:
Insbesondere bei den Unternehmen mit institutioneller Förderung sind auf-
grund der spezifischen Besonderheiten bislang keine unmittelbaren monetären 
Auswirkungen zu verzeichnen beziehungsweise können solche derzeit nicht 
verlässlich abgeschätzt werden.
Bei den übrigen Rückmeldungen war hinsichtlich der Umsatzzahlenentwick-
lung im Februar 2020 zumeist ein Plus gegenüber den Umsätzen im Vorjahr zu 
verzeichnen. Im März und April 2020 kam es häufig zu Umsatzrückgängen im 
Vergleich zu den Werten 2019, wobei die Rückgänge meist im einstelligen bzw. 
niedrigen zweistelligen Prozentbereich lagen. Im Mai 2020 lassen sich beim 
überwiegendem Teil der betroffenen Unternehmen Anzeichen für eine Stabili-
sierung erkennen.

11. Wie ist die Verfahrensweise der von der Bundesregierung beauftragten 
Banken, mit Unterstützungsanträgen für in Not geratene Tierschutzverei-
ne, Tierschutzeinrichtungen und Zoos umzugehen, und werden in diesem 
Zusammenhang auch Zirkusunternehmen unterstützt, die aufgrund der 
ausgesprochenen Corona-Beschränkungen ihre Jahressaison nicht starten 
konnten bzw. erst verspätet werden starten können?

12. Wie ist die Verfahrensweise der von der Bundesregierung beauftragten 
Banken, mit Unterstützungsanträgen für in Not geratene Schausteller, 
Freizeitparks und dergleichen, die aufgrund der ausgesprochenen 
Corona-Beschränkungen ihre Jahressaison nicht starten konnten bzw. erst 
verspätet werden starten können?

Die Fragen 11 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung hat verschiedene Hilfsmaßnahmen beschlossen, die zum 
Teil auch von den in den Fragen genannten Einrichtungen und Unternehmen 
genutzt werden können. Dazu gehören neben den Soforthilfen für kleine Unter-
nehmen, Selbstständige und Freiberufler, das Kurzarbeitergeld, steuerliche 
Hilfsmaßnahmen sowie KfW-Hilfskredite. Weitere Informationen einschließ-
lich der Voraussetzungen finden sich hier: https://www.bundesfinanzministeriu
m.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Corona-Schutzschild/2
020-03-13-Milliarden-Schutzschild-fuer-Deutschland.html.

13. Welchen Kenntnisstand hat die Bundesregierung in Bezug auf den ge-
genwärtigen wirtschaftlichen Sachstand bei der Deutsche Lufthansa AG 
und deren Tochterunternehmen, und in welcher Höhe, und unter welchen 
konkreten Bedingungen könnte die Bundesregierung als „Retter“ der 
Deutschen Lufthansa AG einspringen (https://www.businessinsider.de/p
olitik/deutschland/bundesregierung-rettet-lufthansa-vor-pleite-staat-inves
tiert-neun-milliarden-euro-und-bekommt-kuenftig-ein-mitspracherecht/)?

In der Sitzung des sog. Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschusses (WSF-
Ausschuss) am 25. Mai 2020 hat sich die Bundesregierung auf ein umfassendes 
Unterstützungspaket für die Lufthansa verständigt. Das Unternehmen war vor 
der Corona-Pandemie operativ gesund und profitabel und hat eine gute Zu-
kunftsperspektive, ist aber durch die aktuelle Corona-Krise in eine existenzielle 
Notlage geraten. Das Stabilisierungspaket der Bundesregierung trägt den Be-
dürfnissen des Unternehmens ebenso Rechnung wie den Bedürfnissen der Steu-
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erzahlerinnen und Steuerzahler und der Beschäftigten der Lufthansa Group, die 
auf den Erhalt eines starken Unternehmens angewiesen sind.
Es umfasst folgende Punkte:

• Der Gesamtumfang der Stabilisierungsmaßnahmen beträgt 9 Mrd. Euro,
• 3 Mrd. Euro umfasst eine KfW-Konsortialfinanzierung, an der sich pri-

vate Banken mit 600 Mio. Euro beteiligen;
• der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) erwirbt eine Stille Beteili-

gung I in Höhe von rd. 4,7 Mrd. Euro, die nach IFRS als Eigenkapital 
anerkannt werden kann;

• darüber hinaus erwirbt der WSF zu rd. 0,3 Mrd. Euro im Zuge einer Ka-
pitalerhöhung einen Aktienanteil in Höhe von 20 Prozent an Lufthansa 
mit inhaltlich beschränkten Stimmrechten.

• eine weitere Stille Beteiligung II in Höhe von rd. 1 Mrd. Euro, die unter 
bestimmten Bedingungen (Übernahmefall/Nichtzahlung des Coupons 
durch DLH) in Aktien gewandelt werden kann (mindestens weitere 
5 Prozent);

• der Bund wird im Aufsichtsrat über zwei Mandate vertreten sein, die 
durch unabhängige Experten auszuüben sind.

Die Lufthansa verpflichtet sich zur Verfolgung von Nachhaltigkeitszielen ein-
schließlich einer Erneuerung ihrer Flotte. Es sind weitgehende Vergütungsbe-
schränkungen für den Konzernvorstand, die Vorstände der Konzerngesellschaf-
ten sowie das Management vorgesehen.
Das Unterstützungsangebot der Bundesregierung liegt der Lufthansa vor und 
wird nun in den entsprechenden Gremien der Lufthansa beraten. Im Falle einer 
Zustimmung von Lufthansa bedarf dieses Unterstützungspaket im Anschluss 
noch der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europäische Kommission. 
Die Bundesregierung befindet sich diesbezüglich bereits in intensiven Gesprä-
chen mit der Kommission.

14. Welche Auswirkungen hat nach Ansicht der Bundesregierung die 
Corona-Pandemie auf die deutsche Luftverkehrswirtschaft allgemein, 
und kann die Bundesregierung gewährleisten, dass die EU-Pauschalrei-
severordnung eingehalten wird (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/D
E/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015L2302&from=DE)?

Die COVID-19-Pandemie hat die deutsche Luftverkehrswirtschaft unvermittelt 
erheblichen Belastungen ausgesetzt. Ziel der Bundesregierung ist es, dauerhafte 
und strukturelle Schäden für die Luftverkehrswirtschaft abzuwenden. Viele 
Maßnahmen, die branchenübergreifend oder speziell der Luftfahrtbranche zu-
gutekommen, sind inzwischen umgesetzt. Weitere Maßnahmen werden laufend 
geprüft.
Vor dem Hintergrund, dass es keine „EU-Pauschalreiseverordnung“ gibt, geht 
die Bundesregierung davon aus, dass Gegenstand der Frage die Einhaltung der 
Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und 
Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei 
Annullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 295/91 ist. Fluggäste, die von Corona-bedingten Annullie-
rungen betroffen sind, können gegenüber dem ausführenden Luftfahrtunterneh-
men Ansprüche nach der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 geltend machen. Dies 
umfasst nach dem Wortlaut der Verordnung auch eine Ersatzbeförderung oder 
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alternativ eine Erstattung von Ticketkosten. Letztere kann mit Zustimmung des 
Fluggastes auch in Form von Fluggutschriften geleistet werden.
Sollten Fluggäste einen Verstoß gegen die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 261/2004 annehmen und sich in Ihren Fluggastrechten verletzt sehen, so be-
steht die Möglichkeit, diesen beim Luftfahrt-Bundesamt in seiner Funktion als 
nationale Beschwerde- und Durchsetzungsstelle für die Verordnung (EG) 
Nr. 261/2004 anzuzeigen.

15. Welchen Kenntnisstand hat die Bundesregierung in Bezug auf den ge-
genwärtigen wirtschaftlichen Sachstand der Condor Flugdienst GmbH,
und sind an die Bundesregierung Subventionsersuchen der Condor Flug-
dienst GmbH herangetragen worden, nachdem die Verhandlungen in Be-
zug auf die Übernahme durch die Polski Linie Lotnicze LOT S.A. schei-
terten?

In welcher Höhe, und unter welchen konkreten Bedingungen hat die
Bundesregierung Staatshilfen erteilt (https://www.dw.com/de/condor-bek
ommt-staatshilfe/a-53256831)?

Aufgrund der Corona-Krise ist die Condor Flugdienst GmbH nach der Insol-
venz der Muttergesellschaft Thomas Cook im vergangenen Jahr erneut durch 
externe Faktoren in eine schwierige Situation geraten. Die Bundesregierung be-
trachtet Condor als systemrelevantes Unternehmen und hat daher entschieden, 
das Unternehmen mit einem Darlehen in Höhe von insg. 550 Mio. Euro zu un-
terstützen. Hierin enthalten ist die Umschuldung des bisherigen Massekredits in 
Höhe von 256 Mio. Euro und ein Kredit in Höhe von 294 Mio. Euro als 
Corona-Hilfe. Das Darlehen wird von der KfW ausgereicht und ist mit einer 
100-Prozent-Garantie des Bundes abgesichert. Das Land Hessen (Sitzland des
Unternehmens) übernimmt 50 Prozent des Risikos in Form einer Rückgarantie
zugunsten des Bundes. Die EU-Kommission hat die Beihilfe an Condor am
27. April 2020 genehmigt. Die Bundesregierung geht davon aus, dass Condor
gute Chancen hat, wieder ein profitables Unternehmen zu werden.

16. Ist der Bundesregierung der 4-Phasen-Plan der Vereinigung der hessi-
schen Unternehmerverbände (VhU) für eine schrittweise Wiederzulas-
sung von wirtschaftlichen Tätigkeiten, die derzeit verboten oder einge-
schränkt sind, bekannt (https://www.vhu.de/newsroom/meldungen/detail
s/tx_news/corona-krise-4-phasen-plan-der-hessischen-wirtschaft.html)?

Wenn ja, welche Schlussfolgerungen für ihr eigenes Handeln zieht die
Bundesregierung aus den von der Vereinigung der hessischen Unterneh-
merverbände (VhU) vorgelegten 4-Phasen-Plan für eine schrittweise
Wiederzulassung von wirtschaftlichen Tätigkeiten, die derzeit verboten
oder eingeschränkt sind, sofern es der Infektionsschutz erlaubt, und leitet
die Bundesregierung daraus Maßnahmen für die deutsche Wirtschaft ab?

Der 4-Phasen-Plan der hessischen Unternehmerverbände (VhU) vom 7. April 
2020 ist der Bundesregierung bekannt. Er entspricht der im Rahmen der Bera-
tungen der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder am 20. April 
getroffenen Vorgehensweise und den am 6. Mai getroffenen Beschlüssen der 
Bundeskanzlerin und der Regierungschefs der Länder zur schrittweisen Öff-
nung von Geschäften, Kultureinrichtungen, Schulen und Kindertagesstätten un-
ter bestimmten Auflagen.
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